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Gemeinsame Pressemitteilung von Landkreistag und Gemeindetag vom 20.01.2011:
Ebbe in Baden-Württembergs kommunalen Kassen 

Trotz wirtschaftlichem Aufschwung ist die finanzielle Belastung der Kommunen in Baden-Württemberg weiter alarmierend

Stuttgart.  Städte, Gemeinden und Landkreise in Baden-Württemberg können im Neuen Jahr nicht mit einer wesentlichen Verbesserung ihrer Finanzlage rechnen. Daran ändert auch die vom Finanzministerium zu Jahresbeginn vermeldete „Neujahrsbotschaft“ nichts, nach der die Kommunen für dieses Jahr ein Plus von mehr als 540 Mio. Euro an Steuern und Finanzausgleichszuweisungen zu erwarten hätten. Die aktuelle Entwicklung der kommunalen Finanzsituation sowie daraus erforderliche Handlungsmaßnahmen erörterten heute in Stuttgart der Gemeindetag und der Landkreistag Baden-Württemberg bei der gemeinsamen Sitzung ihrer Finanzausschüsse.
Die Zahlen lassen kein Aufatmen in den Rathäusern und Landratsämtern zu: Auch wenn die Steuereinnahmen seit der zweiten Jahreshälfte 2010 wieder steigen, hat der Großteil der Kommunen längst noch keine ausgeglichene Finanzsituation vorzuweisen. Mit voraussichtlich 9,9 Mrd. Euro Steuereinnahmen im Jahr 2011 können sie im Vergleich zum Jahr 2010 zwar ein Plus von ca. 275 Mio. Euro erwarten. Vom Spitzenwert 2008 mit 11,57 Mrd. Euro sind sie jedoch noch weit entfernt. Der Finanzierungssaldo von Städten, Gemeinden und Landkreisen, der im Jahr 2009 mit einem Negativrekord von minus 2,639 Mio. Euro in den Keller stürzte, wird im zurückliegenden Jahr „nur noch“ bei ca. minus 1,5 Mrd. Euro liegen. Die prognostizierten Steuerzuwächse im Jahr 2011 werden durch steigende laufende Ausgaben aufgezehrt werden, so dass der Finanzierungssaldo auf dem Niveau des Jahres 2010 verharren wird.

Sozialkosten sprengen die Kreishaushalte

Wenig Optimismus konnte der Vorsitzende des Finanzausschusses des Landkreistags, Landrat Klaus Pavel, Ostalbkreis, verbreiten: „Im Jahr 2011 wird sich die finanzielle Lage der Landkreise in Baden-Württemberg weiter deutlich verschlechtern. Maßgebliche Ursache ist der Anstieg des Zuschussbedarfs im Sozialhaushalt um 50 Mio. Euro. Das Aufkommen aus der Kreisumlage im Jahr 2011 wird hingegen um sechs Prozent bzw. 176 Mio. Euro sinken und nicht einmal ausreichen, um den Sozialaufwand zu finanzieren. Die Landkreise in Baden-Württemberg geben 2011 pro Einwohner 353 Euro an Sozialaufwendungen aus, erhalten aus der Kreisumlage aber lediglich 331 Euro je Einwohner. Noch vor 10 Jahren mussten die Landkreise für den sozialen Bereich 227 Euro je Einwohner aufbringen. 

Die Steigerung des Zuschussbedarfs von rund 56 Prozent führt auch zu einer deutlichen Verschlechterung der finanziellen Situation der kreisangehörigen Gemeinden. Dafür sind vor allem die Kosten für die Eingliederungshilfe mit rund 1 Mrd. Euro pro Jahr, der Jugendhilfe von rund 500 Mio. Euro pro Jahr, die Leistungen für die Kosten der Unterkunft und die immer weiter steigenden Aufwendungen für die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung verantwortlich. Da es sich dabei um gesamtgesellschaftliche Aufgaben handelt, sind die Kommunen nicht mehr bereit, die Last allein zu schultern, sondern fordern eine finanzielle Beteiligung von Bund und Land.  
Städte und Gemeinden haben ihre Reserven aufgezehrt

Die Finanzsituation der Städte und Gemeinden im Lande ist nach wie vor angespannt und droht sich im Jahr 2011 noch zu verschärfen: Nach einer Mitgliederumfrage des Gemeindetags waren bei 24 % der Städte und Gemeinden 2009 die Mittel aus dem Verwaltungshaushalt restlos aufgebraucht. Sie waren gezwungen, Geld aus ihrem Vermögenshaushalt in ihren Verwaltungshaushalt zuzuführen. 2011 werden sogar 46% der Städte und Gemeinden vor dieser Notwendigkeit stehen. 

Investitionen können sich viele Kommunen in Zukunft aus eigener Kraft erst einmal nicht mehr leisten: Die Nettoinvestitionsrate der Landkreise sinkt auf über 11 Mio. Euro ins Negative, während ihr Schuldenstand auf rund 2,4 Mrd. Euro steigt. Auch die Zahl der Städte und Gemeinden mit einer negativen Nettoinvestitionsrate ist alarmierend: Sie steigt von 36 % im Jahr 2009 auf 59 % an. 
Die Erklärung ist einfach: Wie bei den Landkreisen ist auch in den Städten und Gemeinden die Ausgabenentwicklung, insbesondere bei den Sozialleistungen und beim Ausbau der Kinderbetreuung, der Einnahmenentwicklung davon gelaufen. „Zudem sind die Reserven, die die Kommunen in den guten Steuerjahren 2006 bis 2008 ansammeln und 2009 bzw. 2010 zur Schließung der aufgetretenen Finanzierungslücken einsetzen konnten, meist aufgezehrt“, so Karl Ogger, Vorsitzender des Finanzausschusses des Gemeindetags und Bürgermeister von Heroldstatt. 2011 wird deshalb die Nettokreditaufnahme mehr als das Vierfache der Neuverschuldung des Jahres 2009 ausmachen.
Vorwegentnahme aus dem FAG muss deutlich reduziert werden 

Die bisherige Vereinbarung mit dem Land über eine Vorwegentnahme aus dem Finanzausgleich in Höhe von jährlich 405 Mio. Euro läuft Ende 2011 aus. Aufgrund der deutlich schlechter werdenden finanziellen Situation aller Kommunen in Baden-Württemberg und der immer weiter steigenden sozialen Lasten, kann ein solch hoher Eingriff nicht mehr akzeptiert werden. Den Vertretern der Städte und Gemeinden ist die prekäre Finanzlage des Landes aber durchaus bewusst. „Trotzdem bleibt uns keine andere Wahl, als in den Verhandlungen mit dem Land eine deutliche Reduzierung des Kürzungsbetrags ab 2012 anzustreben“, beschreibt Gemeindetagspräsident Roger Kehle die kommunale Zielrichtung. 

Pakt für Chancengerechtigkeit – aber bitte auch Gerechtigkeit bei den Kosten

Die Landkreise, Städte und Gemeinden in Baden-Württemberg unterstützen den von der Landesregierung angestrebten Pakt für Chancengerechtigkeit. Dadurch sollen die Bildungschancen von Kindern und Jugendlichen in Baden-Württemberg weiter verbessert werden. Hier ist allerdings erforderlich, dass die Landesregierung die Schulträger bei der Erledigung der Aufgaben stärker finanziell unterstützt.  Dies gilt sowohl für die  Mitfinanzierung der Schulsozialarbeit als auch für eine höhere finanzielle Beteiligung bei der Schülerbeförderung. Deren Defizit beläuft sich nach einer aktuellen Umfrage bereits heute auf jährlich 44 Mio. Euro. „Durch die Einführung der Werkrealschulen und der Inklusion behinderter Schüler in Regelschulen gehen wir von einer weiteren Steigerung der 
Schülerbeförderungskosten um mindestens 15 Millionen Euro aus“, schätzt Landkreistagspräsident Helmut Jahn, Landrat des Hohenlohekreises. „Auch hier erwarten wir eine gerechte Landesbeteiligung an den Kosten.“
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